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Vors.' Richter ärfi Oberlarrclesgericht Dr- Foth'

Hichter am Oberlandesgericht Dr. Brennenstuhl

und Richter am Landgerioht Hinrichs

lm Flcehtsstreit

verlreten durch d. Inhaberin tl
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für Becht erkannt:

1. Die Beruiung der Beklagten gegen das Urteit des Amtsgerichts Calw vom
29.01.200e - 4 C 896/08 - wird

z u r ü c k g e w l e s e n '

2, Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.

s. Das Urteil ist vorläulig vollstreckbar.

4. Die Revision wird nicht zugelässen.

Streitwe rt des Beruf ungsve rfahrens: 1,505,93ä

gelÜq 669868s2090 C k"B?e@b,04r*,b8-6002



*&

G r ü n d e :

l.

Die Klägerin, die eine Autovermietung betreibt, nimrnt die Beklagte, eine Versicherungs-

gesellschaft mit Hauptsitz in der Schweiz, aus abgetretenem Recht auf Erstattung von

Mietwagenkosten in Anspruch.

Arn 08.07.2008 verursachte ein Versicherungsnehrner der Bsklagten in Bad Teinach

(Landkreis 75365 Catw) einen Verkehrsunfall, bei dem ein |m Eigentum der Firma f-

it Sitz in Hamtn stehendes Fahrzeug Daimler-Benz
vom Typ 22A Cd beschädigt wurde. Die SchadensersaEverpfllchtung der Beklagten

dem Grunde nach steht zwischen den Parteion nicht im Streit. Der Mnarbeiter Il

mietete im Narnen und auf Flechnung der Geschädigten am 08.07.2008 gegen 18.4o Uhr

bei der Klägerin einen Ersauwagen Daimler-Benz vorn Typ A 180 CDI an (vgl, Anlage K

1, Bl. 14 d.A.). Gleichzeitlg trat die Mieterin Ansprüche auf ErsaE fälllg werdender Er"

satzwagenkosten nebst Unkostenpauschale zur Slcherung an dio Klägerin ab (Anlage K

1, Bl. 12 d.A.). Unstreitig betrug die Mietdauer 30 Tage.

Am 13.00.2008 steilte die Klägerin der Mieterln Mietwagenkost€n in Höhe von 3.005,93€

netto (einschlieBlich Kosten für dle Abholung des Mietwagens in Hamm) in Rechnung

(Anlage K 4, Bt. 15 d.A.). Von der Beklagten wurde hierauf lediglich eln Betrag In Höhe

von '1.sOO,CI0€bezahlt (Anlage K 5, Bl. 16 d,A.).

Die Klägerin hat die Beklagte auf Zahlung des Ditferenzbetrages in l-{ohe von 1.505,93€

nebst Zinsen rfllt der Begründung in Anspruch genommen, hlerbei handele es sich um

die erforderlichen Mietwagenkosten der Geschädigten gemäß $ 249 BGB. GegenÜber

unfallunabhängigen Vermletungen sei hier ein erhöhter betriebswirtschaftlicher Aufwand

dadurch angefallen, da$s der Mietwagen nicht bei Anmietung bezahlt, sondern der Er"

satzanspruch gestundet worden sei, Es bestehe außerdem ein höheres Forderungsaus-

fatlrisiko, die Vorhaltekosten seien gestelgert und es werde ein 24-Stunden-

Bereitschaftsdienst unterhalten, was zu zusäteliohen Pcrsonal- und VerwaltungskOsten
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führe. Daher sei sie zur Abrechnung eines Unfallersatztarifes berechtigt. Als Schät-

zungsgrundlage für den Normaltarif könne der,$chwacke-Mietpreisspiegel'für das Jahr

2007 herangezogen wercten. Unter Benioksichtlgung eines pauschalen unfallbedingten

Aufschtages erüebe eine Verglelchsberechnung nach dieser Schätzungsgrundlage ei"

nen Betrag, der über dem abgerechneten Betrag liege. Der Mietwagen habe in Hamm

abgeholt werden mrlssen, weshalb die Beklagte auch die Kosten ftir die Hrickführung zu

erstatten hatre.

Die Beklagte ist dem entgogengetreten und hat vorgebraoht, die Kläg@rin habe die Be.

rechtigung zur Abrechnung von Mehrkosten eines Unfallersatztarlfgs gegenüber dem

Normaltarif nicht ausrslchend dargelegt.Zur Betahlung des Mietwagens haba eine Kre-

ditkarte eingesetzt werden können. Eln Fahrzeug der Miewagenklasse 5 hätte bOi ei-

nem l(onkurrenzuntemehmen (Artovermietung Sixt) wesentlich günstlger angemietet

werden können. lm Fatle einer Anmletung eines Fahzeuges bei einem bundes-

weit tätigen Vermieter wären keine Zusapkosten für die Abholung angefallen. Die Klä-

gerin zähle zur natlonal tätigen VermiotergruppeoEuropa Servicd, sodass auch aus die-

sem Grunde keine Huckführungskosten abrechenbar seien. Der ,Schwacke'

Mietpreisspiegel' bilde keine geeignete Schaagrundlage. Dies werdc durch den,Miet-

preisspiegel Mietwagen Deutschland 200ff &s Fraunhofer-lnstituts für Arbeitswirtschaft

und Organisation (lAO) belegt, der im Postleitzahlengebiet der Kngerin (unter Zugrun-

delegung eines Ersatzwagens nach Mienruagenklasse 5) wesentlich geringoro Gesamt-

koeten aueweise.

Das Amtsgericht Calw hat die Beklagte mit Urteil vom 29.01.2009 antragsgemäB verur-

teitt. Zum Ersatz der rnit Rechnung vom 13.08.2008 verlangten Mietwagenkosten sei die

Beklagte verpflichtet. AIS $chätzungsgrundlage sei die Liste nach eurotax-Schwacke

heranzuziehen. Ein Zuschlag van 20 o/o für unfallbedingte Mehraufwendungen sei ge-

reclrtfertigt, da die Mietwagenkosten noch nicht begtichon seien. Eine Vergleichsbe-

rechnung auf der Basis der SchäEungsgrundlage (Fahrzeugklasoen 5 und 8) fiihre zu

einem Betrag, der den Rechnungsbetmg übersteige. Auch die Kosten für die mit der

gesc häcJi gten vereinbarte Haftu ngsf re iste I I un g se len e rstattun gsfähig -

Hiergggsn wendet sich die Beklagte mit ihrer form- und tristgerecht elngelegten und be-

grtlnOeten Eerufung, rnit der slo ihren Antrag auf AbweisunQ der Klage weiteruerfolgt.
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Sie macht insbesondere geltend, die Erforderlichkeit von Zusatzleistungen der Kägerin

sei bestritten worden. Die Klägerin habe gegenüber der Mieterin keinen speziellen Un-

fallersatztarif dbgerechnet. Vom Amtsgericht sei iochtsfehlerhaft eine Vergleichsberech-

nung auf der Basis von Brufio-Preisen angestellt worden, obwohldie Mieterin vorsteuer'

abzugsbereqhtigt sei. Die Berechnung der notwendigen Zusakkosten {ür eine Vollkas'

tcoversicherung (CoVt/; nach der Schwaoke-Liste sei rechtsfehlerhaft, weil danach die

Kosten für einen Monat (in Höhe von 677,109, die das Amtsgericht seiner Entscheidung

zugrunde gelegt habe, höher seien als die Kosten für vier einzelne Wochen zuztiglieh

zweier Tagespauschalen (tn Höhe von insgesarnt 572,00Q. Das Erstgericht habe den

,pchwacke-Mietpreisspiegel'nicht anwenden dürfen. Die Rlchtigkeit des darin angegebe-

nen Norrnaltarifs sei durch die Erhebungen des Fraunhofer-lnstituts erheblich in Zweifel

zu ziehen" lm Telefonbuch sei keine elnzige Autovermietung fEr den Postleibahlenbe-

reich 753 zu finden. Bel den im Schwacke'Mietpreisspiegel berücksichtigten 8 Nennun-

gen handele es sich um keine Autqvermietungen, die am,normalerf Autovermieter-Markt

teilnehrnen würden und die einern lnteressenten zur unfallunabhängigen Anmietung ei-

nes Mietwagens zugänglich seien. Deren Tarife selen deswegen nicht als Normaltatife

im Sinne der Rechtsprechung anzusehen. Außordem rnilsse im Wege der Vqrteilsaus-

gleichung eine Eigenersparnis tn Abzug gebrucht werden. Bei dem verlangten Kilome-

tergeld hinsichtlich der Flückholkosten handele es sich um,,Sowieso-Kostef. Die Preis-

gestaltung cler Klägerin sei nicht transparent.

Die Beklagte beantragrt,

untcr Abäriderung des Urteils des Amtsgerichts Calw vom 29.01.2009 - 4 C 896/08
- die Klage abzuweisen,

Die Klägerin srtellt den A"ntrag,

die Borufung zurlickzuweisen.

Die Klägerin verteidigt das gngegriffene Urteil Und hebt lm Weserrtlichan hervor, dieses

unterltege nicht der berufungsrechtlichen ÜUerpftilungsmöglichkeit, weil die vorgenom-
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.
mene Schäfaung ficht völlig in dor Luff hänge und nicht fehlerhaft sei. Zum Zeitpunkt
der Anmieturig des Fahaeuges habe eine Eil- und Notsituation bestanden. Das Fahr-
zeug der Ge$chädigten hahe abgescfrleppt werden rnü€sen, dcr Mietvertrag sei außer-
halb der übliöhen Büroöffnungseeiten geschlossen worden. Arn Untallort gebe es keine
MietwagenstBtion. Keiner der für die Erstellung der Fraunhofer-Liste herangezogenen
sechs Interngt-Anbieter sei irn PostleiEahFngebiet 253 präsent. Die tatsächlich vorhan-
denen kleineren und mittelständlschen Anbieier in diesem Postleibahlenbareich seien in
der Erhebun$ dee Fraunhofer-lnstituts nicht berücksichtigt worden. Als Basis ffir die Ab-
rechnung habe die Preisliste l|UZ0OE (Anlage K 18, Bt. 179 d.A.) gedient.

Wegen der rileiteren Einzelhelten wird auf die gewechsetten Schriftsätze sowie auf die
zu den nften gereichten schriftichen Ufiertagen verwiesen.

Die zulässige Berufung der Klägerin hat keinen Erfotg.
,

1 .

Die Zustäp{igkeit des oborlandesgerichts für das Berufufigsverfahren ergibt siöh aus
$ 1tg Abs- 1 Nr. 1 lit b) GVG. Der $itz der Beklagten liegrt in der Schweiz und ist nach
Art. 2 Abs. 1, 3 Abs. I LugÜ dern Wohnsitz gleichgestellt. Die internatlonate Zuständig,
keit folgt aus Art. 5 Nr. 3 LugÜ, wonach Ansprüche aug unerlaubter Handtung vor dem
Gericht des Odes, an dem das schädigende Ereignis eingetreten ist, geltend gemacht
werden können. $ie wird von der Beklagten nicht angegriffen.

2.

Die Beklagte ist grundsdElich gemäß $g 923 Abs. 1, 249 BGB i.V.m. $ s PftVG n.F. der
Geschädigten gegenüber ?urn Schadenersatz verpflichtet. Die Aktivlegitimailon der KIä-
gerin ist durch die Abtretungsvereinbärung vom 08.07.2008 (Anlage K 1, Bl. 12 d.A.)
nachgewiesen.
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3.
Der Klägerin steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung weiterer 1,503,93€zu
(s 24e BGB).

a)
Nach S 249 BGB kann cter Geschädigte vom Schädiger (bau. dessen Hattpflichtversi-

cherer) als erforderlichen Herstellungsaufwand nur den Ersatz derjenigen Mietwagen-
kosten verlangen, die ein verständiger, wirtschafttich vemünftig denkender Mensch in

der Lage des Geschädigten für zweckrnäBig und notwendig hatten durfte. Der Geschä-
digte ist dabei ebenso wie bei anderen Kosten der Wiederhenstellung nach dem aus

dern Grundsatz der Erforderlichkeit hergeleiteten Wirtschaftlichkeitsgebot gehalten,. im

Hahmen des ihm Zumutbaren von mehreren möglichen den wirtschaftlicheren Weg der

Schadensbehebung zu wählen. Das bedeutet frlr den Bereich der Mietwagenkosten,

dass er von mehreren auf dem önllch relevanten Markt - nicht nur frlr Unfallgeschädigte
- erhältlichen Tarifen für die Anmieung elnes vergleich[nren Ersatzfahrzeuges grund-

sätzlich nur den günstigeren Mietpreis ersetzt vedangen kann (BGH NJW 2006, 1506;
BGH NJW 2007, 1122; BGH NJW 2008, 1519). Der Geschridigte versfröBt allEldlpgg

noch nicht allein deshalb gegen seine Pflichl zur Schadensgeringhaltung, weil er ein

Kraftfaheeug zu einem Unfallersatztarif anmietet, der gegentiber einem,Normaltarif teu-

rer ist, soweit die Besonderheiten dieses Tarifs rnit Rücksicht auf die Unfallsituation (et-

wa die Vorfinanzierung, das Risiko eines Ausfalls mit der Ereatzforderung w€gen fal-

echer Bewerh.rng der Anteile am Unfallgeschehen u.ä.) einen gegenüber dem,Noffnalta-

rif höheren Preis rechtfertigen, weil sie auf Leistungen des Vermieters bÖruhen, die

durch die besondere Unfallsituation veranlasst und infolgedessert zur $chadensbehe-
bung nach $ 249 BGB erforderlich sind (BGH NJVV 2007,112; BGH NJW 2006, 1506),

Die Frage, ob ein Unfallersatztarif aufgrund unfallspezifischer Kostenfaktoren erforder,

lich irn Sinne von $ 249 Abs. 2 S. 1 BGE ist, kann offen bleiben, wenn feststeht, dass

dem Geschädigten ein günstigerer,Normaltarif in der konkreten Sltuation ohne weiteres

zugänglich war. Ebenso kann diese Frage offen bleibsn, wenn zur übeaeugung des

Tatrichters feshteht, dass dem Geschädigten die Anmietung zum,Normaltarif'nach den

konkreten Urnständen nicht zugänglich gewesen ist, denn der Geschädigte kann in ei-

nem solchen Fall einen den,flormaltarif'übersteigendEn Betrag im Hinblick auf die sub-
jelctbezogene Schadensbetrachtung auch dann verlangen, wenn die Erhöhung nicht

frrltaa 6iftB6ggzogoffir 87;frd.0ü "y'0 -6002



-8-

durch unfallspezifische Kostenfalcoren gerechtfertigt wäre (BGH NJW 2002, 2g16; BGH
NJW 2007, 3782).

Für die Frage der Zugänglicht<ett ist auf die konxreten Umstände des Einzetfalles abzu-
stellen. Dabei kommt es insbesondere hinsichtlich der Erkennbarkeit der Tarifunter-
schiede für den Geschädigten darauf an, ob sln vernt)nftig und wirtschaftlich denl<ender
Geschädigter unter dern Aspekt des Wirtsctraftlichkeitsgebots zu einer Nachfrage nach
einem gtlnstigeren Tarif gehalten ist, ferner kann eine Rolte spielen, wie schneil der Ge-
schädigte etn Ersatefahzeug benötigt (tsGH NJw 2006, 1506).

Nach der Recffisprechung ist es selbst dann, wenn dem Geschädigfen nur ein einheifli-
cher Tarif angeboten wurde, Sache des Geschädlgten darzulegen und zu beweisen,
dass ihrn unrer BerüctEichtigung seiner individuellen Erkenntnis_ und Einflussmöglich_
keiten sowie der gerade frlr ihn bestrehenden Schwierigkeiten unter zurnutbaren An-
strengungen auf dern in seiner Lage zeitlich uncl öflich relevanten Mar'kt. zumindeet auf
NachfraEe - kein wesentllch günstiqerer Tarif zugängfich war. Anders llegt es in den Fäl_
len, in denen die lnanspruchnahrne eines unfallersaEtarifes grundsätztich gerechtfertigt
erscheint und durch einen Aufschlag zurn Normaftarif goschätzt werden kann; hier trägt
der Schädiger die Darlegungs- und Beweislast. wenn er geltend macht, dass dom Ge-
schädigten ein günstigerer Tarif nach den konkreten Umständen ohne weiteres zugäng-
lich gewesen sei (BGH NJW 2009, Sg).

FlegelmäBig kann in Ausübung des bestehenden tatrichterlichen Ermessens nach g 2Az
ZPO der,Normaltarif' auf der Grundlage des gewiohteten Miuels des ,gchwacke"
Mietpreisspiegeld im Postleiteahlengebiet des Geschädlgten geschätzt werden (BGH
NJW 2007,8782: BGH VersR 2006, 142äit, Es kommt daher nicht auf die konkrete l(al-
kulation dor Vermieterin des Ersatzwagens an (BGH NJW 2007, 2916; NJW 2006,
1506).

Für den Fall, dass speziftsche Lelstungen bei der Vermietung än Unfailgescnadlgre ail-
gemein einen Aufsohlag rechtfeftigen, kann nach der Hechtsprechung ein pauschaler
Aufschlag auf den,,Normalterif in Ansatz gebracht werden (BGH NJW 2009, 2910; tsGH
NJW 2007, 2916), Einen Aufschlag von 15 % hat der BGH nicht beanstandet (NJW
2008, 2910), Ublichenrueise wird ein Aufschlag von PQ o/ovorgenommen (OLG lGrlsruhe
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VersR 2008, 92; OLö Köln NZV AO0Z,173; Patandt/Hetnrichs, 68. Aufl. 2008, S A49
BGB Rn. 31).

b)
Bei Beachtung dieser Grundsätze belaufen sich die erstattungsfähigen Oesamtkosten
der Zedentin im Zusamrnenhang rnlt der Anmietung eines Ersatzwageno insgeeamt auf
mindestens 3.005,93€,

aa)
Es ist davon auszugehen, dass die Klägerin der Geschädigten erkennbar elnen erhöh-
ten Unfallersatztarif angeboten und auch auf dieser erfröhten Basis abgerechnet hat. lm
schriftlichen Formularmietvertrag lsT dazu ln der Rubrik,orundgebühf eingetragen:"[JE',
außerdem wurde darin vernerkt, dass der Mieter u.ä, darauf hingewiesen worden ist,
dass bei Unfallersatzanmietungen in Verbindung mn einer Sicherungsabtretung grund-
sätztich nur der Mietpreis laut Preisliste gewährt wrd (Anlage K 3, Bt. 14 d.A.). Daraus
ist zu schließen, dass die Klägerin bei nlcht unfatlbedingten Anmietungen gegebenen-

falls Preise anbietet, die unterhalb dieser Freisliste liegen. Damit im Einklang steht cie
von der Klägerin im zweiten Rechtszug vorgefegte Preistisl,e,,Alternativ privaf lll/2008
(Anlage K 15, Bl- 179 d.A.), wonach die angegebenen Preise bereits einen ltnteilvon bis
zu 18 % beinhalten für die Leistungen,Feratung, Bearbeitung, Schriftwechsel, Telefon,

Benachrichtigungen, Stundung der Rechnund', die bel unfallbedingten Anmietungen in

überdurchechnittlichern Umfang anfallen können bzw. gerade ftir solchg Mietverhältnis-

se typisch sind (wie etwa die Heohnungsstundung), Die schriftlichen Unterlagen sind
daher vom objeKiven Empfängerhorizont (S$ 1&3, 157 EGB) dahln zu irrterpretieren,

dass der übliche Mehraufwand, der rnit einer unfaflbedingten Anmietung veöunden sein
kann, bei der Kslkulation der Preise bereits berücksichtigt wurde. Die in der streitgegen-
ständlichen Preisliste erwähnten weileren Aufschläge vofi 5 bis max, 23 "/o können sich

danach flur auf andere Zusatzleistungen beziehen, Der weitere Vermerk,Verlängerun-

gen nur bei gleichzeitiger Abbuchung mögliclf steht der Annahme eines Unfallersatzta-

rifs nicht entgegen. Andere Preislisten lagen der Geschädigten nlcht vor,

bb)

lm vorliegenden Fall schuldet die Beklagto die Kosten für die Anmietung elnes Fahrzeu-

ges auf der Basis eines erhöhten UnfallerEatziarifes.

99vüad 6ö686852090 ffi -6t;Eö- 0,h-do-6002



-1r

Zurn einen hat die Klägerin in ausreichendem Umfang Mehrleistungen dargelegt, die
durch die besondore Unfallsituatlon veranlasst und daher äur Schadensbehobung nach
S 249 BGB erforderlich waren. Unstreitig musste die Ktägerin die Kosten für den Miet_
wagen vorfinanzieren, Die Beklagte erbrachte eine Teilzahlung erst am 10.09,2008, der
weitere Reehnungsbeuag ist ungeachtet der getroffenen Fältigkeilsregetung noch nioht
beglichen. Der Mitarbeiter der Geschädigten war nicht gehalten, rnit seiner persönlichen
Kreditkane - falls tiberhaupt vorhanden - eine gegen seine Aöeitgeberin gerichtete For-
derung zu begleichen. Der Vonrag cler Beklagterr, der Mitaöetter der Geschädigten ha-
be über eine Kreditkarte der Geschädigiten verf[igt, war sffeitig und wurde nicht unter
Beweis gestellt. Es kommt hinzu, dass die Anmietung um 1S.a0 Uhr und damit nach
Schluss der üblichen Geschäftszeiten effolgte, was einen trÖheren Personalaufwand
begrirndet hat.

Zum anderen hat die Klägerin bewiesen, dass cter Geschädigten ein günstigerer,|tor-
maltaril' trnter den besonderen Umständen des Einzelfalles nicht zugänglich war. Denn
der Unfall ereignete sich im ländlichen Fereich, außerdem musste außerhalb der übli-
chen Geschäftszeiten nach einem Ersataaragon gesucht werden. Zu Recht hat die KIä-
gerin darauf hingewiesen, dass deshalb eine Notsituation bestand, weil der Mitarbeiter
der Geschädigten floch arn 08.07.200S zurück nach Hamm musste und somit dringend
auf ein Ersatzfahaeug angewlesen war. Von enbcheidendem Gewictrt ist zusäEtich,
dass die Ktägerin unwidersprochen vorgetragen hat, dass anderÖ Anbietpr in Galw zum
fraglichen Zeitpunkt bereäs geschlossen hatten und dass es weder in Bad Teinach noch
in CalW eine Station des von der Beklagten näher bezeichneten Mttbewerbers gibt (Bl.
51 d.A.). Zudem fehlte vor Ort die Mögfichkeit, etwa üher eine Internet-Recherche nach
Konlcurrenzangeboten zu suchen. Es kommt hinzu, dass es für den Mitarbeiter der Klä-
gerin keinerlei besondere Veranlassung gab, an der Angemessenheit der Prelse der
Kfägerin zu zweifoln. Sotche Anhaltspunkte werden von der Beklagten auch nicht sub-
stanfi iert vorgetragen.

Selbst weflh man die Auffaesung vertreten sollte, der GeEchädigten sei ein einheitlicher
Tarif angehoten worden, wie die Bekla$e meint, kann als bewiesen erachtet werden,
dass der Geschädigten kein günotigerer (Nornal-)Tarif zugänglich war. Denn wenlger
teure Angebole altemativer Anbieter standen der Geschädigten, wie bere'lts näher aus-
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geftlhrt worden ist, nicht zur Verfügung und nach dern Woflaut des Mietvertrages $/aren
die Preise der maßgeblichen Preisliste im vorliegenden Fallverbindlich,

cc)

Unter Heranziehung des,&hwacke-Mietpreisspiegel$frjr das Jahr 2007 schätzt der Se-
nat die reinen MleMagenktsten gemäß $ 287 ZFO einschließlich Vollkaskoversicherung
aut 2.758,59c Diese schätzung beruht auf folgenden üborlegungenl

( 1 )

Grundsäbfioh hat dor Geschädigte Anspruch auf Ersatz der erforderlichen Kosten für
einen dem Unfallfahrzeug vergleichbaren Ersatzwagen, der unstreitig der Mietpreisklas-
se I angehÖne, Da die Geschadigte aber einen Wagen der Mietpreisklasse 5 angemie-
tet hat, ist grundsätzlich auf diese Fahneugklasse abzustellen.

Der $enat folgt der Ftechtsprechung des BGH, dass grundsätelich der,,Nonnaltarif' auf
der Grundlage des gewichteten Mittels des,schwacke-Mietpreisspiegel$ im postleitzah-

fengebiet der Geschädigten gem. $ zB7 ZPO geschätzt werden kann. In Anlehnung an
die bereits zitierte obergerlchtliche Rechtsprechung nimmt der Senat bei einer Berechti-
gunE zur Abrechnung eines UnfailersaEtarifes einen Aufschlag von z0 o/o g€genüber
dem Normaltarif vor. Dios führt hier zu folgender Berechnung:

Normaltaril Mietwagenklasse 5 Ptz753

89,25€ brutto
520,110 brutto

2.258,948 brutto
1.898,27€ neüo

379,650

PV753

22,aa€
132,0O€

pro Tag
pro Woche
bei 3o Tagerr:

4x520.11€+2x89,28€=
entspricht

Aufschlag in Höhe von 20 % (Unfallersa?tarlf):

Vollkaskoversicherung Mietwagenklasse 5

pro Tag
pro Woche
bei 30 Tagen:

brutto
brutto
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4 x 132.-€+2x22_.€,=
entspricht

ErsaD:fähig sind daher folgende Kosten:

Norrnaltarif
Arfschlag
Volf kaskoversicherung

Summe:

572,00€ brufio
480,67e netto

1.898,27€
379,65€
480,67€

2.759,59e

Der Beklagten ist darin Recht zu geben, dass derNorrnaltarjf auf der Basis von Netto_
Kosten zu rechnen ist, weildie Geschädlgte vorsteuerabzugsberochtigt ist. Bei der Voll-
kaskoversicherung bestehen ferner Bedenken dagegen, den vom Amtsgericht veran-
schlagten höheren Preis von 677,aogin Ansatz zu bringen, weil zunächst koine Miet-
dauer von eingm gesamten Mqnat vereinbart worden ist.

(2)

Die Aulfassung des Amtsgerichts, dass keine erspaden Eigenkoeten in Abzug ZU brin_
gen seien, ist nicht zu beanstanden. Hs ist anerkannt dass dann, wenn der Gescheidigte
ein gegenüber dem Unfallwagen einfacheres Fahzeug anmietet, der Ersparnisabzug
entfällt' da der Abzug der Ellligkeit widersprechen würde und die vorteilsausgleichung
nicht zu einer unbilligen Entlastuftg des schädigers fdihren darf (oLG celle NJW-RR
1993, 1052; oLG Nürnberg NJW-HR 1 994,924; palandt/Heinrichs, ä.d,g,, s 24g BGB
Rn' 32)' Dles gllt Jedenfatls dann, wenn der Geschädigte - wie hier - eirt€n Mietwagen
anmietet, der um dreiKrassen unterharb des unfalrwagens riegt.

(3)

Dass das Amtsgericht als $chätzungsgrundlage die Schwacke-Liste aus dem Jahr 2007
hgrangezogen hat (vgl- Anlagen K 6 und K 7, El, 17llg d.A.), obwoht sictr rler unfatl
2008 ereionet hat und berpiis eine Liste für dieses Jahr erstellt wurde (vgl. Antage K g
und K 9, Bl' 69170 d-A.), wurde von freiner der Parteien beanstandel, lm übrigen würde
eine Vergleichsberechnung auf der Easis des,Normaltarifs,nach der schwacke-Liste frlr
das Jahr 200s zu einem wesentrich höheren Betrag fdlhren,
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dd)

Für die Rückhofung des Mietwagens hat die Klägerin der Mieterin 857,13€in Reohnunggestellt' Diesen Betrag hat die Beklagte ebenfalls zu erstatten. Die Kosten für das Bahn.
ticket in HÖhe von 53'78€sind unstreitig erstattungsfähig. Bei den Treibstoffkosten in
Höhe von 43,35€fnndelt es sich ebenfails urn Mehrkosten, dle durch die Abholung ver-
ursacht worden sind. Nach Ansicht des Senats kann die Klägerin auch die verlangte K'lorneterpau'schale in Höhe von 260,00€für die Rückführung von der Beklagten ersetä
vÖrlangen" zwar enthielt der Vortrag koinerlei Kilometerbegrenzung. Jedoch ist aufgrundder Fahrt nach Hamrn und zurilck für einen Mitarbeiter der Klägerin ein nicht unerheblLcher zoitar:fwand angefallen, den die Klägerin nachvollziehbar auf ce, 12 stunden ä28'00€geschäEt hat (Bl' 53 d.A')' Auch dieser Zeitaufwand ist erfordeflich im sinne von
$ 249 BGE gewesen' Eine andere Betrachtungsweise wütde wiederum zu elner unbilli-gen Enflasfung der Beklagten führen,

Nicht richtig ist die Eehauptung der Beklagten, bei der Klägerin handele es sich um einburtdesweit tätiges urrtern'ehmen- Es trifft zwar zu, dass die Kfagerin der Europa gervice
AG angeschlossen ist, wie aus dem vennrendeton Vsrflsgsformular horvorgeht. Jedochhandelt es sich hierbei lediglich, wie die Klägerin,im Berufungsrechtszug vorgstragen
hat' um einon Lizenzgebet im Rahmen eines Einkaufsverbandes (vgl. dazuhttps//wvw'europa-seruice.de und wikipedia.o rglwikil Europa-seMcejutovermie-
tung)' Es besteht somit nicht die Möglichkeit, den Mietwagen an einem anderen stand,
ort kostenlos zufllclqugeben mit der Folge, dagg die berechnete Kllorneterpaugchale
nicht in die Rubrik der $owieso_Kosten fäflt.

ee)

unter Berücksichtigung der Teilzahlung der Bektagten ergibt sich somit fotgender Rest-anspruch der Klägerin:

Normaltarif
Aufschlag
Vol lkaskove rsicherun g
Zusatzkosten

Ergebnis:

bezahlt

1.998,27€
379,65€
490,67€,
357,13€

3"115,72e

1,500,00c
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Rest: 1.618,72e

Der von der Klägerin verlangte Betrag liegt darunter und ist daher dor Höhc nach nicht
zu beanstanden.

c)

Die Einwenflungsn, die die Beklagte gegen die Zugrundelegung des ,,schwacke_
Mietpreisspiegels'erhoben hat, greifon irn vorllogenden Fall nicht durch.

aa)

Der BGH hat troE der Bedenken, dje gogen die Zuverlässigkeit dieses Mietpreisspiegels
vor allem unter Hinweis des,JVliepreisspiegels Mietwagen Deutschlarrd 200sdes Fraun-
hofer'lnstituts für Arbeitswirtschatt und Organisation erhoben wurden (vgl. oLG Mün-
chen Dl\R 2009, a6; oLG Körn DAF| 2009, 33; Builer, NJw.speziar 2008, 16g; Rei*
tensplEs5, DAR 2007, 345), claran festgehaltefi, dass ctas gewichrete Mitter nach der
eurotaxschwacke-Liste weiterhin in der Frechtsprechung ars schätzungsgrundrage für
den Normaltarif Venrvendung finden kann (BGH NJW 2009, 5g; zustimrnend oLG Köln,
Urf. v, og,og.eO0g - 24 U 6/08, zttiert nach juris).

Es erscheint im Übrigen schon im Ansatz zweifethaft, ob der vorerwähnte Mietpreisspie-
gel des Fraunhofer-lnstltuts elne geeEnetere schätzungsgrundtage bitden karrrr. Denn
das Fraunhofer"lnstitut hat slch bei der Internet-Recherche auf Internet-portal@ be-
schränkt, die eine verbindliche Buchung erlauben, und damit auf die vorhandenen näm-
haften uno groBen Anbieter- AuFedem beschränkt sich diese untersuchung auf a/vet-
stellige, hinsichtlich der telefonisshen Erhebung sogär auf einstellige postleitzahr.
Bereiche, sodass die Gefahr besteht, dass regionale Besonderheiten nicht ausreichend
berücksichtigt werden- Es t(omml hinzu, dass eine vorbuchungszeit von 1 woche, dle
Grundlage der Erhebungen des Fraunhofer-lnstituls wa1 regelrnäßig bei der Anrnietung
eineg Fahrzeuges aus Antass eines unfails nicht eingeharten werden kann und daher in
solchen Fällen die Ausnahme bildet. schlleßlich handelt es sich um eine von der versi-
cherungswiltschaft in Auftrag 9e90bene studie. deren unabhängigkeit und Neutratität in
Frage gestellt werden kann.
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bb)

Außerdem sind Einwendungen gegen dle Grundlagen der Schadensbemessung nur
dann erheblich, wenn sie auf den konkreten Fall bezogen slnct, d.h. es rntrssen konkrete
Tatsachen aufgezeigt werden, dass geltend gemaohte Mängel der betreffenden Schät-
zungsgrundlage sich auf den zu entscheidenden Fall tatsächlich auswirken (BGH NJW
2008, 2910; BGH NJW 2008, 1519).

Davon kann vorliegend nicht ausgegangen werden. Ftir den Standort der Klägerin be-
steht nämlich die Beeondefieit, dass nach dem uflwidersprochen gebliebenen Vortrag
der Klägerin kein großer Marktftihrer vor Ort ist und dass kloine und rnittelständische
Anbieter wie die Klägerin naturgemäß zu anderen preisen kalkulieren müssen wie
marktführende bundesweit tätige Konkurrenzunternehmen rnit wesenlich größeren
Fahrzeugflotten' Eine Internet-Recherche hzw. eine Anrnietung eines Fahaeuges an
einem anderen ort war der Geschädigten zum Unfallzeitpunkt in Anbetracht d€f beste-
henden Eile weder rnöglich noch zumutbar. Die Geschädigte hätte deswegen zu einem
Tarif, wie er aus der Studie des Fraunhofer-lnstituts heruorgeht, kein Fahzeug anmieten
können, sondern war bei ihrer Suche auf solche Betriebe angewiesen, wie sie von der
Klägerin inzwischen benannt wurden (Bl.1Tgt1T4 d.A.).

Die Behauptung der Beklagten, bei den im Schwacke-Automiepreisspiegel für den
Postleitzahlenbereich 753 berücksichtigien I Nennungen handele es sich nicht um Au-
tovermietungen! die srn,porrnalerl'Mqrld teilnehmon w{lrden, vielmehr seien diese für
einen Kunden zur unfallunabhängigen Anmietung eines Fahrzeuges nicht zugänglich
(Bl' 165 d.A-), ist neu im Berufungsverfahren, sodass die Beklagte hiermit nlcht mehr
gehört werden kann (gg s20 Abs. 1 Nr. 2, 5s1 .A,bs, 2 zDlo\, Enhschutdigungsgrilnde
i'S'v' $ 531 Abs. 2 Nr. 3 ZFo wurden nicht vorg€bracht. Entgegen der Aufhssung der
Beklagten ist ihr weiterer Vortrag, es gebe im maßgeblichen posleitzahlenbereich gar
keine Autovetmietungen, die unfallunabhängigc Normaltarife anböten (Bl. 19s d.A,),
nicht unstreitlg' Denn die Klägerin hat in Abrede gesteln, dass die von ihr benannten
unternehmen nicht affi regionalen Markt teilnehmen würden; diese selen als vermietun-
gen bekannt (Bl. 174 d-A,'), Danaoh iet gerade umstritten, ob diese Betricbe nioht für un-
fallgeschädlgte erhätfliche Normattarife anbieten und zum örilich relevanten Markt zäh-
ten, Ob diese Betriebe im Telefonbuch els Autoverrnietungen eingetragen sind oder
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nicht, kann insoweit allenfails von indizieller Bedeutung sein. Im üOrigen ist die Beklagte
für die Richtigkeit ihrer Behauptung beweisbelaslet und hat keinen Beweis angetreterr,

d)

Ein MiVerschulden i.g.v. S 2S4 Abs, 2 Bee ist der Geschädigten nicht anzulasten. lst
von vornherein eine längere Mietdauer absehbat kann u.U. ein Wechset des Mitwagens
und des Autovermieters verhältnismäßig und der damit verbundene Zeitaufwand uumut-
bar sein (vgl' BGH Schaden-Praxis 2009, 147). Die Beklagte hat dazu, ob auch vorlie-
gend eine längere MieEelt vorhersehbar war, nichts vorgetragen. Erst recht fehlt cler
e rf o rde rliche Nachweis eines M itverschulde ns-

6.

Zu Reeht hat das Amtsgericht Zinsen in Höhe vorr 5 Prozentpunkten rlber dem jeweili-
gen Basiszinssatz jährtich seit 14.09.2008 zuge$prochen. Die Beklagte hat mit Schrei-
ben vom 08.09-200e eine über den Betrag von 1.50O,00ehinausgehende Zahlung end,
gültig venareigert (Anlage K 5, Bl. 16 d.A,.). Aus diesem Grunde bedurfte es einer Mah-
nung nicht {S 286 Abs, 2 Nr. O BGB).

ilt.

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 97 Abs. 1 ZPo- Die Entscheidung über die vo1äu-
tige Voltstreckbarkeit folgt aus $g 708 Nr. i0, T11,71gzp}.

Die Revision wird nioht zugelaesen. Die VorausseEungen des g 54il Abs, 2ZpO liegen
nicht vor. Fragen von einer über den vorfiogenden Einzelfall hlnausgehenden Bedeutung
sind nicht ersichttich. Die Fqrtbildung des Rechts und die Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung erfordern eine Entscheidung dee Revisionsgerichfes nicht.

ffi
Dr. Foth
Vors. Richter am
Oberlandesgerlcht

ß*"<l"u

Fl++.,rsti Zooe
2/Jl-ls'ln)

HS'l ffgtä"1: ör';ro - 60 o zsuvvPra 6686s820s0 E

/lrt^l^


